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„Beim Feminismus geht es nicht darum, Frauen 
stärker zu machen. Frauen sind bereits stark, es 
geht darum, die Art und Weise zu ändern, wie die 

Welt diese Stärke wahrnimmt.“ 

Geena Dunne 
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Informationen 
  

 

Hauptkonferenz der GFMK vom 18. zum 19. Juni in Dresden 
 

Am 18. und 19. Juni tagten die Gleichstellungsministerinnen, -minister und -senatorinnen der Länder 

in Dresden. Bundesfrauenministerin Karin Prien nahm als Gast an den Beratungen teil. Sachsen hat 

im Jahr 2026 den Vorsitz der 36. GFMK inne. Im Mittelpunkt der Beratungen stand das Leitthema: 

gleichwertige Teilhabe durch Ressourcengerechtigkeit und die Bekämpfung der Armut von Frauen.  

 

Sachsens Gleichstellungsministerin Petra Köpping, Vorsitzende der GFMK 2026: »Die gleichwertige 

gesellschaftliche Teilhabe von Frauen ist eine fundamentale Frage von Respekt, sozialem 

Zusammenhalt und der Zukunftsfähigkeit unseres Landes. Wir müssen die strukturellen Ursachen von 

Frauenarmut an der Wurzel packen – mit konkreten Schritten für wirtschaftliche Eigenständigkeit, mit 

Politik, die familiäre Sorgearbeit spürbar entlastet und mit einer verlässlichen Datenbasis. Nur mit 

gerechten Rahmenbedingungen sichern wir Frauen echte Wahlfreiheit in allen Lebensphasen.« 

 

Mit dem Leitantrag »Gleichwertige Teilhabe durch Ressourcengerechtigkeit – Armut von Frauen 

ganzheitlich verstehen und wirksam begegnen« fasste die GFMK einen Beschluss, der diesem 

Anliegen Rechnung trägt.  

 

Frauenarmut ist das direkte Ergebnis struktureller Ungleichheit – zum Beispiel durch ungleiche 

Verteilung unbezahlter Sorgearbeit, geringere Einkommen, eingeschränkte Aufstiegschancen oder 

Zugang zu Wohnraum. Besonders betroffen sind Alleinerziehende, Frauen in Teilzeit- oder Minijobs, 

pflegende Angehörige, ältere Frauen sowie Frauen mit Migrationsgeschichte und Frauen mit 

Behinderung. 

 

Als weiteren Schritt sprach sich die GFMK für die Förderung der wirtschaftlichen Eigenständigkeit von 

Frauen aus. Hierzu zählen neben finanziellen Aspekten eine verlässliche Betreuungsinfrastruktur und 

die bessere Verteilung der unbezahlten Familienarbeit. Ein barrierefreier Eigenständigkeits-Check soll 

es ermöglichen, die finanziellen Folgen zentraler Lebensentscheidungen zu simulieren und 

Armutsrisiken bereits früh sichtbar zu machen. 

Ungleiche Erwerbsverläufe können als langfristige Folge in niedrigeren Renten und damit einem 

erhöhten Risiko von Altersarmut münden. Zur Schließung dieses »Gender Pension Gap« bedarf es 

daher aus Sicht der GFMK konkreter Maßnahmen zum Abbau der geschlechterspezifischen 

Rentenlücke. 

Mit dem Leitantrag soll zudem der Zusammenhang zwischen ökonomischer Abhängigkeit und 

geschlechterspezifischer Gewalt adressiert werden. Die GFMK-Mitglieder plädieren daher für eine 

stärkere Verzahnung von Gleichstellungs-, Sozial-, sowie Gewaltpräventionspolitik. 

 

Zusätzlich standen weitere Aspekte des Gewaltschutzes auf der Agenda der 36. GFMK. So wurde 

zum Beispiel beschlossen, den Schutz vor digitalisierter sexueller Gewalt zu stärken und 

entsprechende Beratungsangebote auszubauen. Es sollen außerdem nationale Leitlinien für den 

Gesundheitsbereich zum Umgang mit geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt entwickelt 

werden, da die bisherigen Vorgaben hier nicht ausreichend sind. 
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Auch standen Themen wie der Abbau von Nachteilen beim Mutterschutz bei Selbstständigkeit, die 

Herz-Kreislauf-Gesundheit von Frauen oder die geschlechtergerechte Erforschung von 

Berufskrankheiten auf der Tagesordnung. 

 

Die Beschlüsse der 36. GFMK sind auf der folgenden Internetseite veröffentlicht : Gleichstellungs- und 

Frauenministerkonferenz (GFMK) - Beschlüsse 

 

 

 

Bund-Länder-Aktionswoche „Finanziell auf eigenen Füßen stehen“ 

 
Die Bund-Länder-Aktionswoche zur wirtschaftlichen Eigenständigkeit fand vom 15. bis zum 19. Juni 

bundesweit statt.  

 

Wie kann es gelingen, in den verschiedenen Lebensphasen finanziell eigenständig zu sein und 

selbstbestimmt zu leben? Zu dieser Frage hat Bundesbildungs- und -familienministerin Karin Prien 

gemeinsam mit der sächsischen Staatsministerin Petra Köpping, den Gleichstellungsministerinnen 

und -ministern der Länder sowie Expertinnen und Experten am 18. Juni bei einem Fachaustausch 

diskutiert.  

 

Das Gespräch war zentraler Bestandteil der bundesweiten Aktionswoche zur wirtschaftlichen 

Eigenständigkeit. Unter dem Motto "Finanziell auf eigenen Füßen stehen", haben vom 15. bis zum 19. 

Juni bundesweit Workshops, Online-Formate und lokale Aktionen darüber aufgeklärt, dass die eigene 

wirtschaftliche Absicherung die Basis für gesellschaftliche Teilhabe und finanzielle Freiheit ist - in jeder 

Lebensphase. 

 

Wirtschaftliche Eigenständigkeit bedeutet den eigenen Lebensunterhalt dauerhaft und unabhängig 

von privater oder staatlicher Unterstützung selbst zu sichern. Besonders wichtig ist dies, wenn sich die 

Lebensumstände zu Beispiel durch Familiengründung, Erwerbsunterbrechungen oder Ruhestand 

verändern. 

 

Um wirtschaftlich auf eigenen Füßen zu stehen, braucht es gute Rahmenbedingungen und 

wirtschaftliches Orientierungswissen. Genau hier setzt die Website "Lebenskarte: orientieren, 

informieren, auf eigenen Füßen stehen" an: Sie bündelt anhand von acht Lebensstationen staatliche 

Informationen, Beratungsangebote und Online-Rechner, damit Frauen und Männer gut informierte 

Entscheidungen rund um Einkommen, Absicherung und Altersvorsorge treffen können.   

 

Teil der Website ist der neue Erwerbseinkommensrechner "Lohn-O-Mat". Dieser macht die 

finanziellen Folgen von Erwerbs- und Lebensentscheidungen erstmals auch im Paarkontext individuell 

berechenbar. Sei es partnerschaftliche Erwerbsarbeit, Steuerklassenwahl, Jobwechsel oder die 

Anpassung der Arbeitszeit: Der "Lohn-O-Mat" zeigt, wie sich solche Entscheidungen auf Einkommen 

und Rente auswirken. So wird wirtschaftliches Wissen zum Kompass für informierte Entscheidungen.   

 

Begleitet wurde die Aktionswoche von einem Videoprojekt: Unter dem Satz "Wirtschaftliche 

Eigenständigkeit bedeutet für mich…" teilen politische Entscheidungsträgerinnen und -träger ihre 

persönlichen Visionen einer selbstbestimmten Lebensführung 

 
Staatsministerin Petra Köpping betonte in ihrem Grußwort: »Wirtschaftliche Eigenständigkeit gelingt 

nur gemeinsam, da viele Weichen am Küchentisch gestellt werden wie beispielsweise für 

Erwerbstätigkeit, Elternzeit, Pflege und Aufgabenteilung.  

 

https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/dokumente-beschluesse.html
https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/dokumente-beschluesse.html
https://www.wirtschaftlich-eigenstaendig.de/
https://www.lebenskarte.info/
https://www.lebenskarte.info/
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Sachsen bietet zwar gute Rahmenbedingungen mit einer Betreuungsquote von 96,8 Prozent bei den 

Drei- bis Sechsjährigen und einer Frauen-Erwerbsbeteiligung von 65 Prozent. Doch die Teilzeitquote 

von Frauen liegt bei 54,6 Prozent. Das zeigt ganz deutlich: Eine hohe Erwerbsbeteiligung allein reicht 

einfach nicht aus, denn die Auswirkungen zeigen sich oftmals erst viele Jahre später – bei 

Einkommen, Vermögensaufbau und Rentenansprüchen.« 

 

Angebote unter dem Aktionsmotto „Finanziell auf eigenen Füßen stehen“ können auch weiterhin über 

das gesamte Jahr durchgeführt werden.  

 

Informationen zur Aktionswoche, Aktionen, Lebenskarte und Lohn-O-Mat unter: Startseite - 

Lebenskarte 

 

 

 

Neue Studie zeigt Ausmaß und Folgen von Sexismus am 

Arbeitsplatz 
 

63 Prozent der Erwerbstätigen in Deutschland haben bereits Sexismus im Job erlebt. Die erste 

branchenübergreifende repräsentative Studie zu Sexismus in der deutschen Arbeitswelt zeigt: 

Betroffen sind vor allem Frauen und genderqueere Personen, während Sexismus mehrheitlich von 

Männern ausgeht. Die Erfahrungen führen häufig zu emotionalen und psychischen Belastungen und 

können Karriere und finanzielle Situation beeinträchtigen.  

 

Die Mehrheit der berufstätigen Menschen in Deutschland hat im Laufe ihrer Erwerbsbiografie bereits 

Sexismus am Arbeitsplatz selbst erlebt. 

 

Besonders betroffen sind Frauen (70 %) sowie genderqueere Personen (81 %), während er 

besonders häufig von Männern ausgeht (82%). Das ist eins der zentralen Ergebnisse der ersten 

repräsentativen Befragung zu Sexismus am Arbeitsplatz in Deutschland, die vom Bundesministerium 

für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend und der EAF Berlin im Rahmen des Projekts 

Bündnis „Gemeinsam gegen Sexismus“ veröffentlicht wurde.  

 

Sexismuserfahrungen am Arbeitsplatz haben weitreichende Auswirkungen:  

41 % der Betroffenen leiden unter emotionalen Folgen, 31 % unter psychischen und je 24 % unter 

körperlichen und sozialen Folgen. 18 % der Betroffenen geben an, dass sich die Erfahrungen auf ihre 

Karriere ausgewirkt haben. Zu den Auswirkungen zählen Kündigung, Arbeitsplatz- bzw. 

Abteilungswechsel oder eine ausbleibende Beförderung. 13 % berichten darüber hinaus von 

finanziellen Nachteilen.  

 

Die Studie zeigt erstmals auch deutlich, dass formelle Beschwerdewege von Betroffenen kaum 

genutzt werden: Nur 7 % der Befragten wenden sich an ihre Führungskraft, lediglich 2 % an interne 

Anlaufstellen wie AGG-Beschwerdestellen, Betriebsrat oder Gleichstellungsbeauftragte. Viele 

Betroffene bewältigen die Folgen daher allein oder im privaten Umfeld.  

 
Sexismus findet auch in informellen und digitalen Räumen statt und reicht bis ins Private hinein: Von 

den Befragten, die in den letzten zwölf Monaten Sexismus am Arbeitsplatz selbst erlebt hatten, gaben 

79 % an, dies sei mindestens einmal am regulären Arbeitsplatz während der Arbeitszeit passiert. 47 % 

gaben an, dass mindestens eine erlebte Situation außerhalb des regulären Arbeitsplatzes 

stattgefunden hat – etwa auf Firmenfeiern, in Pausenräumen oder bei privaten Treffen mit Personen 

aus dem Kollegium. 30 % erlebten Sexismus im Arbeitskontext außerdem im digitalen Raum.  

 

https://lebenskarte.info/
https://lebenskarte.info/
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Der Begriff Sexismus polarisiert: Die Studie erhob neben der Betroffenheit von Sexismus auch, 

welches Verständnis von Sexismus die Befragten haben. Die Daten zeigen, dass auf der einen Seite 

mit 69 % die Mehrheit der Aussage zustimmt, Sexismus sei ein gewachsenes System, das die Macht 

zwischen den Geschlechtern ungleich verteilt und soziale Ungleichheit verstärkt. Auf der anderen 

Seite sieht ein Viertel der Befragten in Sexismus eine Ideologie, die Männer benachteiligen soll.  

 

Die gesamte Studie ist nachzulesen unter: Neue Studie zeigt Ausmaß und Folgen von Sexismus am 

Arbeitsplatz 

 

 

 

Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen – Jahresbericht 2025 
 

 
Das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ hat am 08.06.2026 seinen Jahresbericht für 2025 

veröffentlicht. Das Beratungsaufkommen war im vergangenen Jahr auf einem Höchststand.  

Danach erreichte die Zahl der Beratungskontakte im vergangenen Jahr mit rund 69.500 einen neuen 

Höchstwert. Täglich nutzten durchschnittlich 190 Menschen das Beratungsangebot; in 145 dieser 

Beratungen ging es um geschlechtsspezifische Gewalt. Die Anfragen von persönlich Betroffenen 

stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 19 Prozent. Besonders deutlich nahm die Zahl der Online-

Beratungen zu – mit einem Plus von 43 Prozent. Diese Entwicklungen zeigen eindrücklich, wie hoch 

der Unterstützungsbedarf weiterhin ist. 

 

Der Jahresbericht 2025 gibt einen Überblick über die Arbeit des Hilfetelefons im vergangenen Jahr. 

Neben zentralen Kennzahlen und Einblicken in die Beratungsarbeit werden ausgewählte Maßnahmen 

der Öffentlichkeitsarbeit dargestellt. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf dem Thema 

Menschenhandel. Durch eine gezielte Informations- und Sensibilisierungskampagne wurde das 

Beratungsangebot für Betroffene von Zwangsprostitution und sexueller Ausbeutung stärker bekannt 

gemacht und die öffentliche Aufmerksamkeit auf dieses wichtige Thema gelenkt. 

 

Selbst in der Zeit der Corona-Pandemie wurde das Hilfetelefon nicht so häufig kontaktiert wie im Jahr 

2025. Während das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ im Gründungsjahr 2013 noch 18.812 

Beratungen verzeichnete, liegt die Zahl im Jahr 2025 mit 69.526 Beratungen mehr als 3,7-mal so 

hoch. Auch im Vergleich zum Vorjahr 2024, ist ein deutlicher Anstieg im Beratungsaufkommen um 14 

Prozent zu verzeichnen, was mehr als 8.000 zusätzlichen Beratungen entspricht. Die häufigsten 

Beratungsgründe waren Häusliche Gewalt mit 32.186 Beratungen und sexualisierte Gewalt mit 6.435, 

die zusammen 72 Prozent ausmachen, gefolgt von 3.561 Beratungen zu psychischer Gewalt, 2.604 

zu physischer Gewalt und 2.439 zu Stalking.  

 

Neben telefonischen Beratungen wurden verstärkt Online-Angebote des Hilfetelefons genutzt. Die 

Zahl der Beratungen per E-Mail und Chat stieg um 43 Prozent. Ihr Anteil an den Beratungen liegt mit 

14 Prozent höher als bei 11 Prozent im Vorjahr.  

 

Auch das soziale Umfeld spielt eine wichtige Rolle bei der Unterstützung von Frauen mit 

Gewalterfahrungen: Die Zahl der Anfragen aus dem Familien- und Freundeskreis stieg im Vergleich 

zu 2024 um 12 Prozent und macht rund ein Fünftel aller Beratungskontakte aus. 

 

Den vollständigen Jahresbericht 2025 des Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“ sowie weitere 

Informationen finden Sie hier: www.hilfetelefon.de/das-hilfetelefon/zahlen-und-fakten/jahresbericht/ 

 
 

 

https://www.eaf-berlin.de/was-uns-bewegt/news/artikel/www-eaf-berlin-de-was-uns-bewegt-news-artikel-neue-studie-zeigt-ausmass-und-folgen-von-sexismus-am-arbeitsplatz-
https://www.eaf-berlin.de/was-uns-bewegt/news/artikel/www-eaf-berlin-de-was-uns-bewegt-news-artikel-neue-studie-zeigt-ausmass-und-folgen-von-sexismus-am-arbeitsplatz-
http://www.hilfetelefon.de/das-hilfetelefon/zahlen-und-fakten/jahresbericht/
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Frauenfeindliche Straftaten auf neuem Höchststand 

 
Das Bundeskriminalamt (BKA) hat die aktuellen Fallzahlen zur politisch motivierten Kriminalität 2025 

veröffentlicht.  

 

Danach hat die politisch motivierte Kriminalität in Deutschland einen neuen Höchststand erreicht, mit 

85.837 registrierten Straftaten wurden so viele politisch motivierte Delikte wie noch nie registriert. Seit 

2016 hat sich die Zahl damit mehr als verdoppelt.  

 

Die Zahl politisch motivierter frauenfeindlicher Straftaten hat mit 819 Delikten einen neuen 

Höchststand erreicht und verzeichnet somit einen Anstieg von 46,8% gegenüber dem Vorjahr.  

Mehr als die Hälfte der Taten (59,3 Prozent) wird dem rechten Bereich zugeordnet. Auch die Zahl 

politisch motivierter frauenfeindlicher Gewaltdelikte ist um 38,5% gestiegen.   

 

Digitale Hassräume, soziale Netzwerke und extremistische Online-Foren spielen bei der Verbreitung 

frauenfeindlicher Ideologien eine zentrale Rolle. Sicherheitsbehörden sehen zudem wachsende 

Herausforderungen durch Deepfakes und digitale Hasskampagnen. 

 

Queerfeindliche Straftaten nahmen ebenso deutlich zu.  Mit 2.377 Fällen stiegen die Zahlen um 12,8 

%. Auffällig ist dabei der hohe Anteil von Gewaltdelikten, der deutlich über dem Durchschnitt aller 

PMK-Delikte liegt. 

 

Sicherheitsbehörden beobachten insbesondere eine zunehmende Mobilisierung rechtsextremistischer 

Gruppierungen gegen die LSBTQIA+-Community, da diese und die durch sie symbolisierten Werte 

einem rassistischen und nationalistischen Weltbild entgegenstehen. 

 

Die gesamte Analyse des BKA unter: BKA - Vorstellung der Fallzahlen zur Politisch motivierten 

Kriminalität 2025 

 

 

 

 

Erneuter Antrag der AfD-Fraktion im Thüringer Landtag zur 

Schwächung der Gleichstellung 
 

Zum zweiten Mal innerhalb weniger Monate soll die gesetzliche Verpflichtung zur Bestellung 

kommunaler Gleichstellungsbeauftragter in Thüringen abgeschafft werden. Mit Eingang vom 10. Juni 

2026 legte die AfD-Fraktion erneut einen Beschlussentwurfstext vor. Bereits zu Beginn des Jahres war 

ein ähnlicher Gesetzentwurf im Sächsischen Landtag von der AfD-Fraktion eingebracht worden.  

 

Der erneute Versuch der Fraktion der AfD im Thüringer Landtag zeigt, dass die Angriffe auf 

gleichstellungsrelevante Themen zunehmen und in ihrem Ausmaß drängender und radikaler werden. 

Dem gilt es, sich deutlich entgegenzustellen.  

 

Der Gesetzesentwurf, den die AfD-Fraktion im Sächsischen Landtag vorgelegt hatte, wurde in den 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt verwiesen und harrt dort 

auf seine Bearbeitung. Der Antrag ist nachzulesen unter: GesEntw AfD 06.01.2026 Drs 8/5400  

 

Der Gesetzesantrag der Thüringer AfD-Fraktion mit Begründung ist nachzulesen unter: Achtes Gesetz 

zur Änderung der Thüringer Kommunalordnung – Außerkraftsetzung der Verpflichtung zur Bestellung 

von kommunalen Gleichstellungsbeauftragten in Thüringen – AfD Fraktion im Thüringer Landtag 

 

https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Deliktsbereiche/PMK/PMKZahlen/PMKZahlen_node.html#doc272486bodyText6
https://www.bka.de/DE/UnsereAufgaben/Deliktsbereiche/PMK/PMKZahlen/PMKZahlen_node.html#doc272486bodyText6
https://edas.landtag.sachsen.de/redas/download?datei_id=47050
https://afd-thl.de/2026/06/10/achtes-gesetz-zur-aenderung-der-thueringer-kommunalordnung-ausserkraftsetzung-der-verpflichtung-zur-be-stellung-von-kommunalen-gleichstellungsbeauftragten-in-thueringen/
https://afd-thl.de/2026/06/10/achtes-gesetz-zur-aenderung-der-thueringer-kommunalordnung-ausserkraftsetzung-der-verpflichtung-zur-be-stellung-von-kommunalen-gleichstellungsbeauftragten-in-thueringen/
https://afd-thl.de/2026/06/10/achtes-gesetz-zur-aenderung-der-thueringer-kommunalordnung-ausserkraftsetzung-der-verpflichtung-zur-be-stellung-von-kommunalen-gleichstellungsbeauftragten-in-thueringen/
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Belegschaften in deutschen Unternehmen sind vielfältig – doch 

Defizite bei Chancengerechtigkeit und Unternehmenskultur  

 
Vielfalt ist in den Belegschaften deutscher Unternehmen Alltag, Diskriminierung aber auch. Menschen, 

die anders aussehen, glauben oder lieben als die Mehrheit, haben es im Job oft schwer, auch das 

Alter oder gesundheitliche Einschränkungen führen zu Benachteiligungen. Nötig ist eine inklusive 

Unternehmenskultur mit verbindlichen Zielen – auch für vielfältigere Führungsetagen. 

 

Das allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) ist seit August 2006 in Kraft. Dass das Gesetz 

gebraucht wird, zeigt die Bilanz der Antidiskriminierungsstelle des Bundes: Die Zahl der 

Beratungsanfragen hat zwischen 2021 und 2023 von rund 5.600 auf über 8.300 Fälle zugenommen. 

Fast ein Drittel dieser Anfragen betreffe den Arbeitsmarkt. 

 

Fachleute haben in einer von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten Studie untersucht, wie es um 

Diversität, Chancengerechtigkeit und Inklusion im Arbeitsleben bestellt ist. Die Ergebnisse zeigen: 

Vielfalt ist aus Sicht vieler Beschäftigter unter Kolleg:innen gelebte Realität. Für Führungsebenen gilt 

das deutlich seltener und Benachteiligungen bleiben ein Problem. „Die Untersuchung macht dabei 

sehr deutlich, dass Benachteiligungen eine schwere Hypothek für die direkt Betroffenen sind, aber 

auch für Gesellschaft und Wirtschaft insgesamt“, sagt Christina Schildmann, Direktorin der Abteilung 

Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung. „Eine faire, inklusive Arbeitswelt, sozialer 

Zusammenhalt und nachhaltiger Unternehmenserfolg hängen eng miteinander zusammen. “ 

 

Damit Unternehmen diesem Anspruch gerecht werden, müssten Vielfalt und Chancengerechtigkeit 

strukturell verankert werden, etwa durch verbindliche Zielsetzungen, kontinuierliches Monitoring und 

klar definierte Zuständigkeiten, empfehlen die Forschenden. „Führungsebenen sollten gezielt diverser 

gestaltet und unterrepräsentierte Gruppen systematisch gefördert werden. Gleichzeitig braucht es eine 

offene Unternehmenskultur, die Stigmatisierung abbaut und Beschäftigte gezielt für das Thema 

Diskriminierung sensibilisiert.“ 

 

Das Working Paper der HBS-Forschungsförderung Nr. 400 | März 2026 ist nachzulesen unter: Wie 

steht es um die Chancengerechtigkeit in Deutschland? - Hans-Böckler-Stiftung (FoFö) 

 

 

 

„Systemische Männerberatung" – neues Handbuch veröffentlicht 

 
Die Landesfachstelle Männerarbeit Sachsen veröffentlicht das neue Handbuch zur 

berufsbegleitenden Fortbildung „Systemische Männerberatung" die im September wieder startet.  

 

Auf 28 Seiten gibt es einen gut lesbaren Überblick über Ansatz und Haltung der Fortbildung sowie 

die 10 Module – von Grundlagen systemischer Beratung über Emotionen, Gewalt und Familie bis 

zu Beziehungsgestaltung und Arbeitswelt.  

 

Das Handbuch richtet sich an Fachkräfte mit Beratungsbezug und zeigt, warum männer- und 

männlichkeitssensible Beratung ein wichtiger Baustein bedarfsgerechter psychosozialer Angebote 

ist. 

 

Eine Anmeldung zur Fortbildung ist noch möglich - weitere Informationen dazu unter unserem 

Punkt Fortbildungen. Das Handbuch selbst kann gedownloadet werden unter: Handbuch-V-

Neu_Systemische-Maennerberatung-Ansicht.pdf  

 

https://www.boeckler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-009361
https://www.boeckler.de/de/faust-detail.htm?sync_id=HBS-009361
https://www.maennerberater-fortbildung.de/wp-content/uploads/2026/06/Handbuch-V-Neu_Systemische-Maennerberatung-Ansicht.pdf
https://www.maennerberater-fortbildung.de/wp-content/uploads/2026/06/Handbuch-V-Neu_Systemische-Maennerberatung-Ansicht.pdf
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Verschleppte Entgelttransparenz: Zulasten von Frauen und 

Wirtschaftsstandort Deutschland 
 

 

Frauen verdienen auch 2026 noch 16 % weniger pro Stunde als Männer. Bis zum 07. Juni 2026 sollte 

Deutschland die Entgelttransparenz-Richtlinie der Europäischen Union in nationales Recht umgesetzt 

haben: Die Frist ist verstrichen. Stand heute gibt es nicht einmal einen Kabinettsbeschluss. Dazu Anja 

Weusthoff, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Frauenrats: „Die Umsetzung der EU-

Entgelttransparenzrichtlinie in nationales Recht ist ein wichtiger Baustein zur Erreichung von 

Lohngleichheit auf betrieblicher Ebene. Sie gibt allen Arbeitnehmenden ein Auskunftsrecht und nimmt 

Unternehmen in die Pflicht, ihre Entgeltpraxis zu prüfen, Benachteiligungen aufzudecken und diese zu 

beseitigen. Digitale Tools gestalten die Umsetzung bürokratiearm, sodass Unternehmen die Vorgaben 

der Richtlinie effizient und niedrigschwellig erfüllen können. Wir unterstützen Ministerin Prien in ihren 

Bemühungen, die Richtlinie eins zu eins in deutsches Recht umzusetzen und erwarten das auch von 

den anderen beteiligten Ressorts sowie den Regierungsfraktionen. Dass die Umsetzungsfrist 

verstrichen ist, schafft Unsicherheit für Unternehmen sowie Arbeitnehmende und ignoriert den Gender 

Pay Gap. Lohngerechtigkeit ist kein Hindernis, sondern eine Chance – auch für den 

Wirtschaftsstandort Deutschland.“ 

 

Die gesamte Pressemeldung des Deutschen Frauenrates ist nachzulesen unter: Verschleppte 

Entgelttransparenz: Zulasten von Frauen und Wirtschaftsstandort Deutschland – Deutscher Frauenrat 

 

Das Entgelttransparenzgesetz 2026 stärkt die Transparenz von Gehältern, erweitert Auskunftsrechte 

für Beschäftigte und führt neue Berichtspflichten sowie Sanktionen ein, um gleiche Bezahlung für 

gleiche oder gleichwertige Arbeit sicherzustellen. 

 

Das Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) existiert in Deutschland seit 2017 und soll 

geschlechtsspezifische Lohnunterschiede beseitigen. Es verpflichtet Arbeitgeber, Entgeltstrukturen 

offen zu legen, Entgeltbenachteiligungen zu verhindern und Beschäftigten Auskunft über 

vergleichbare Tätigkeiten zu gewähren. Ziel ist es, Transparenz zu schaffen, Diskriminierung 

aufzudecken und Gleichbehandlung durchzusetzen  

 

Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie (Richtlinie (EU) 2023/970) trat am 7. Juni 2026 in Kraft. 

Deutschland hat die Umsetzung in nationales Recht jedoch verzögert, sodass das nationale 

Umsetzungsgesetz erst Anfang 2027 erwartet wird. Dennoch entfalten Teile der Richtlinie bereits 

Wirkung, insbesondere für öffentliche Arbeitgeber und über die richtlinienkonforme Auslegung für 

private Arbeitgeber. 

  

Wesentliche Neuerungen ab 2026 sind:  
Transparenz im Bewerbungsverfahren: Arbeitgeber müssen Bewerber*innen über Einstiegsgehalt 

oder Gehaltsspanne informieren und dürfen nicht nach bisherigen Gehältern fragen. 

Erweiterter Auskunftsanspruch: Alle Beschäftigten, unabhängig von der Betriebsgröße, können 

Auskunft über ihr eigenes Gehalt und das durchschnittliche Entgelt vergleichbarer Tätigkeiten 

verlangen. Die Auskunft muss nach Geschlecht aufgeschlüsselt erfolgen und innerhalb von zwei 

Monaten erteilt werden. 

Berichtspflichten: Unternehmen ab 100 Beschäftigten müssen regelmäßig Berichte über den Gender 

Pay Gap erstellen. Die Häufigkeit richtet sich nach der Unternehmensgröße:  

• 100–149 Mitarbeitende: alle 3 Jahre ab 2031 

• 150–249 Mitarbeitende: alle 3 Jahre ab 2027 

• ≥250 Mitarbeitende: jährlich ab 2027  

https://www.frauenrat.de/verschleppte-entgelttransparenz-zulasten-von-frauen-und-wirtschaftsstandort-deutschland/
https://www.frauenrat.de/verschleppte-entgelttransparenz-zulasten-von-frauen-und-wirtschaftsstandort-deutschland/
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Maßnahmenpflicht bei Entgeltgefälle: Liegt ein nicht sachlich begründetes Entgeltgefälle von ≥5 % vor, 

müssen Arbeitgeber gemeinsam mit Arbeitnehmervertretungen eine Entgeltbewertung durchführen 

und Maßnahmen zur Beseitigung ergreifen  

Beweislastumkehr und Sanktionen: Arbeitgeber müssen nachweisen, dass keine Diskriminierung 

vorliegt. Verstöße können zu Bußgeldern und Schadensersatzansprüchen führen  

 

Weiteren Informationen unter: Entgelttransparenzgesetz - BMBFSFJ 

 

Das Präsidium des Deutschen Städtetages hat auf seiner 462. Sitzung 24. Juni 2026 in Stuttgart die 

Umsetzung der EU-Entgelttransparenzrichtlinie in deutsches Recht gefordert.  Der DST bekennt sich  
ausdrücklich zum Ziel einer diskriminierungsfreien Entlohnung von Frauen und Männern. Gleiches 

Entgelt für gleiche Arbeit ist ein zentrales arbeits- und gesellschaftspolitisches Anliegen.  

 

Dieser Präsidiumsbeschluss wie auch die weiteren Beschlüsse des DST auf seiner 462. Sitzung in 

Stuttgart sind nachzulesen unter: Beschlüsse des Deutschen Städtetages | Staedtetag.de 

 

 

 

AGG-Reform: Punktuelle Verbesserungen, aber weiter große 

Schutzlücken 

 
Das Bundeskabinett hat Anfang Mai 2026 einen Gesetzentwurf zur Reform des Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) verabschiedet. Das AGG soll Menschen seit 2006 vor 

Benachteiligungen aufgrund von Geschlecht, ethnischer Herkunft, Religion, Behinderung, Alter und 

sexueller Identität schützen. 

 

In ihrer Stellungnahme zum Entwurf kommt die Unabhängige Bundesbeauftragte für 

Antidiskriminierung Ferda Ataman zu einem kritischen Urteil: Der Entwurf werde „dem Reformbedarf 

beim Diskriminierungsschutz in Deutschland nicht gerecht und ist unzureichend, insbesondere mit 

Blick auf europäische Vorgaben und Standards." 

 

Konkret fehlen aus ihrer Sicht unter anderem ein Schutz vor Diskriminierung durch staatliche Stellen 

wie Ämter und Behörden, ein klarer Rechtsschutz im Gesundheitswesen sowie Regelungen zu 

algorithmischer Diskriminierung durch KI-Systeme. Außerdem sollen Merkmale wie familiäre 

Fürsorgeverantwortung und sozialer Status nicht in den Katalog aufgenommen werden, obwohl sie 

regelmäßig Gegenstand von Beratungsanfragen sind. 

 

Der Entwurf setze zwei EU-Richtlinien nur unvollständig um, deren Umsetzungsfrist am 19. Juni 2026 

ende, so Ataman. Deutschland riskiere damit erneut ein Vertragsverletzungsverfahren durch die EU-

Kommission. 

 

Die gesamte Stellungnahmen der Unabhängigen Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung kann 

nachgelesen werden unter: Stellungnahme 

 

 

 

Neue Vertreterin der LAG der Gleichstellungsbeauftragten im 

Landesfrauenrat (LFR) 

 
Der Landesfrauenrat Sachsen e. V. hat auf seiner Delegiertenversammlung am Freitag in Dresden 

einen neuen Vorstand gewählt. Zur neuen Vorsitzenden wurde Grit Jandura, Geschäftsführerin des 

https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/themen/gleichstellung/frauen-und-arbeitswelt/lohngerechtigkeit/entgelttransparenzgesetz
https://www.staedtetag.de/positionen/beschluesse
https://news.kc-sachsen.de/lnk/AUgAAJsqTJAAAcpacngAANrxyEwAAYCtaEQAncynACRU6wBqIUZAj-Mao1q8Sx6noeJKuOEM8QAiAeQ/21/yjR8lCX7FU3YtvmXX6Do9g/aHR0cHM6Ly93d3cuYW50aWRpc2tyaW1pbmllcnVuZ3NzdGVsbGUuZGUvU2hhcmVkRG9jcy9kb3dubG9hZHMvREUvU29uc3RpZ2VzL3N0ZWxsdW5nbmFobWVfYWdnLXJlZm9ybS5odG1s
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Frauenförderwerk e.V., gewählt. Gemeinsam mit ihrem Vorstandsteam übernimmt sie die 

Verantwortung für die Zukunft der größten frauenpolitischen Dachorganisation Sachsens.  

 

Jandura stehen mit Daniela Kolbe, der Landesvorsitzenden des DGB-Frauen Sachsen und Kathrin 

Wallrabe von der Frauenarbeit der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsen zwei 

Stellvertreterinnen zur Seite. Jana Schindler von dem Sächsischen Landfrauenverband e.V. wurde zur 

neuen Schatzmeisterin gewählt. Unter den Beisitzerinnen sind mit Coretta Storz und Anja Eichhorn 

gleich zwei Landesvorsitzende demokratischer Parteien, sowie die Parlamentarische 

Geschäftsführerin der sächsischen SPD-Landtagsfraktion, Laura Stellbrink. Diana Arndt vom 

Deutschen Juristinnen Bund e.V., Landesverband Sachsen, Jessica Bock von der Fraueninitiative 

Bautzen e.V., Ute Franke vom Sozialverband VdK Sachsen e. V.  

 

Für die LAG der Gleichstellungsbeauftragten in Sachsen komplettiert Katja Kulisch den neuen 

Vorstand. Wir gratulieren Katja und wünschen ihr für die neue Aufgabe alles Gute und immer gutes 

Gelingen. Gleichzeitig danke wir Sandra Wels als bisherige Vertretung im LFR für ihre Arbeit in 

herausfordernden Zeiten. 

 

Der neue Vorstand tritt sein Amt in einer herausfordernden Zeit an. Trotz seiner erfolgreichen 35-

jährigen Geschichte steht der Landesfrauenrat Sachsen aktuell vor erheblichen finanziellen 

Herausforderungen. Ziel des neuen Teams ist es, den Verband finanziell zu stabilisieren, seine 

politische Handlungsfähigkeit zu sichern und die Interessen von Frauen und Mädchen in Sachsen 

weiterhin kraftvoll zu vertreten. 

 

Im Rahmen der Delegiertenversammlung stellte der Landesfrauenrat Sachsen zudem seine 

Spendenkampagne „35 Jahre – Frauen gestalten Zukunft. Gemeinsam. Unaufhaltsam. 

Stark.“ vor. Mit der Kampagne wirbt der Verband um Unterstützung für seine Arbeit in den Bereichen 

Gleichstellung, politische Teilhabe, Demokratie und Frauenrechte. 

 

Die Spendenkampagne kann online unterstützt werden unter: betterplace-Spendenkampagne des 

Landesfrauenrates Sachsen 

 

Während der Delegiertenkonferenz konnte mit dem Sächsischen Hebammenverband ein neuer 

Mitgliedverband aufgenommen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.betterplace.org/de/organisations/76886-landesfrauenrat-sachsen-e-v?utm_source=chatgpt.com
https://www.betterplace.org/de/organisations/76886-landesfrauenrat-sachsen-e-v?utm_source=chatgpt.com
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Informationen aus der BAG 

 

„Kurs halten in antifeministischen Gewässern“: Rückblick auf die 

29. BUKO  
 

Die Bundeskonferenz der kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten liegt hinter uns, und 

wir hoffen, dass viele spannende Eindrücke mitgenommen werden konnten. Mit mehr als 500 

Teilnehmer*innen war es die größte Bundeskonferenz, die jemals ausgerichtet wurde.  

 

Sechs Bundessprecherinnen wurden in Lübeck gebührend verabschiedet. Der Dank geht an Luisa 

Arndt (Hannover), Kerstin Drobick (Berlin-Mitte), Silke Tamm-Kanj (Würselen), Dr. Marie-Luise 

Löffler (Stuttgart), Sahra Vafai (Kerpen) und Angelika Winter (Trier) für ihre Expertise und ihr großes 

Engagement für die kommunale Gleichstellungsarbeit. 

 

Dr. Marie-Luise Löffler wird der BAG als Beauftragte für geschlechtsspezifische Gewalt  weiterhin 

erhalten bleiben und ihre Arbeit in diesem Bereich fortführen. 

 

Gleichzeitig wurden als neue Bundessprecherinnen gewählt: Anja Assenbaum, 

Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Ingolstadt, Aline Erdmann, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt 

Cottbus, Heike Neurohr-Kleer, Gleichstellungsbeauftragte des Landkreises Neunkirchen, Britta 

Rudolph, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Husum, sowie Dr. Lisa Schneider, Frauenbeauftragte 

der Stadt Saarbrücken. Gemeinsam mit den bestehenden Sprecherinnen Anja Wirkner, Katrin 

Brüninghold, Katja Henze, Konstanze Morgenroth, Maja Loeffler  und Tinka Frahm werden sie 

das neue Sprecherinnen-Gremium bilden.  

 

Mit der Lübecker Erklärung und der Verabschiedung von mehr als 30 Anträgen richteten die 

kommunalen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten klare Forderungen an die Politik, u.a.:  

 

Nationaler Aktionsplan gegen Antifeminismus 

Die Bundesregierung soll einen solchen Aktionsplan unverzüglich auflegen, um so strategisch jegliche 

Form von Antifeminismus zu bekämpfen. Ziel ist, antifeministische Tendenzen als Gefahr für die 

Demokratie ernst zu nehmen, Narrativen entgegenzutreten, Betroffene zu schützen, Aufklärung zu 

fördern und Errungenschaften zu sichern. Die Maßnahmen sollen gemeinsam von Bundesregierung 

und Zivilgesellschaft entwickelt werden und alle zentralen Bereiche einbinden: Bildung, Politik, 

Forschung, Justiz und Polizei. Mit diesem Antrag schließt sich die BAG den Forderungen des 

Deutschen Frauenrates an. 

 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen  

Angesichts der hohen Zahlen von Gewalt an Mädchen und Frauen braucht es endlich die 

konsequente Umsetzung der Istanbul-Konvention und des Gewalthilfegesetzes sowie eine inklusive 

flächendeckende Präventionskampagne ab dem Kindergartenalter.  

 

Unterstützung von Alleinerziehenden 

Die Bundeskonferenz fordert ein Gesetzespaket für die existenzielle Unterstützung von 

Alleinerziehenden und Abbau struktureller Benachteiligungen, wie etwa im Steuerrecht. Die geplante 

Streichung des Unterhaltsvorschusses, wenn Kinder das 12. Lebensjahr erreicht haben, darf nicht 

umgesetzt werden. Sie verschärft die Armut von Alleinerziehenden und ihren Kindern. 

Alleinerziehende sind zum überwiegenden Teil Frauen, die geplante Änderung würde sie unter 

massiven finanziellen Druck setzen. 
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Alle Beschlüsse stehen ab sofort hier zum Download zur Verfügung. Weitere Informationen, 

Pressemitteilungen sowie Fotos und Dokumente zur Bundeskonferenz sind zu finden: hier. 

 

 
  

BAG-Kampagne „Antifeminismus: Mehr als nur ein Trend“ gestartet 

 
Tradwives, Gaming-Communities oder Incels: Antifeminismus begegnet uns in vielen 

unterschiedlichen, oft subtilen Erscheinungsformen. Mit unserer neu gestarteten Social -Media-

Kampagne „Antifeminismus: Mehr als nur ein Trend“ möchte die BAG darüber aufklären und anhand 

überspitzter Kurzclips zeigen, welche Auswirkungen antifeministische Narrative auf Gleichstellung und 

Demokratie haben. Die Videoreihe wurde in Kooperation mit Studierenden der SRH Hochschule Berlin 

entwickelt und durch das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

(BMBFSFJ) gefördert. Die ersten Videos sind bereits auf unseren Kanälen veröffentlicht und weitere 

folgen in den kommenden Wochen. 

Die Kampagne läuft auf den Social Media Kanälen Instagram, LinkedIn und Vimeo der BAG. 

 

 

BAG unterstützt die Kampagne „Unterhaltsvorschuss nicht 

streichen!“ 
 

Es gibt Pläne der Bundesregierung im Rahmen der Sozialstaatsreform, den Unterhaltsvorschuss zu 

kürzen. Das betrifft nach den Plänen der Bundesregierung: 

- Kinder ab 12 Jahren 

- Kinder, die schon 6 Jahre Unterhaltsvorschuss erhalten 

- Kinder, die Grundsicherung erhalten 

- Kinder, die Kinderzuschlag erhalten 

 

In dem Papier der Arbeitsgruppe zur Sozialstaatsreform heißt es: „Die Ausweitung der 

Leistungsberechtigung mit der Reform des Unterhaltsvorschussgesetzes zum 1. Januar 2017 sollte 

zurückgenommen werden. Die Kommission empfiehlt, den Parallelbezug von Unterhaltsvorschuss und 

existenzsichernden Sozialleistungen zu beenden.  

 

Was sollte man dazu wissen:  

Kinder unter 18 Jahren, die keinen oder nicht wenigstens den Mindestunterhalt vom 

unterhaltspflichtigen Elternteil bekommen, haben Anspruch auf den staatlichen Unterhaltsvorschuss. 

Das sind in Deutschland im Jahr 2024 855.642 Kinder gewesen. 

 

Für diese Kinder springt der Staat ein. Sie bekommen je nach Alter des Kindes bis zu 227, 299 oder 

394 Euro pro Monat Unterhaltsvorschuss. Das Geld soll durch den sogenannten Rückgriff vom 

unterhaltspflichtigen Elternteil zurückgeholt werden – in der Theorie! Denn: Jährlich werden 3,24 Mrd 

Euro Unterhaltsvorschuss ausgezahlt und nur 544 Mio Euro zurückgeholt!  Die Rückholquote beträgt 

gerade mal 17%! 

 

Statt sich um einen funktionierenden Rückgriff zu kümmern, werden die Falschen weiter belastet: 

Kinder in Alleinerziehenden-Familien. Auch für Familien im Bürgergeld/Grundleistungsbezug hat der 

Unterhaltsvorschuss eine Bedeutung. Auch, wenn das Geld bei der Sozialleistung angerechnet wird: 

Es zeigt, dass der unterhaltspflichtige Elternteil eine finanzielle Verantwortung für sein Kind hat.  

 

Die gesamte Kampagne unter: ttps://www.gleichberechtigt.org 

 

https://t848da84f.emailsys1a.net/c/234/9165714/64198/0/3713222/2323/206772/e5a86b5161.html
https://t848da84f.emailsys1a.net/c/234/9165714/64198/0/3713222/2323/206742/5a59f4fcd6.html
https://t848da84f.emailsys1a.net/c/234/9225455/64214/0/3718848/1524/211075/4d98fee193.html
https://t848da84f.emailsys1a.net/c/234/9225455/64214/0/3718848/1524/211076/660a212afa.html
https://t848da84f.emailsys1a.net/c/234/9225455/64214/0/3718848/1524/211077/d5d0a26ab1.html
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 Termine 
 

 

Save the Date – Landeskonferenz Sachsen 

 
Zeit: 17. und 18.09.2026 

Ort: Plauen, Rathaus 

 

Thema: „Gleichstellung gestalten wir gemeinsam! Männer* gewinnen. Verantwortung teilen. 

Regionen stärken. 

Der erste Konferenztag widmet sich dem Fachthema unserer Konferenz. Dies geschieht nach der 

Eröffnung und den Grußworten sowohl durch einen thematischen Input durch Patrick van Lier am 

Vormittag, als auch in zwei entsprechenden Workshops am Nachmittag.   

Am zweiten Konferenztag wird u. a. die Wahl des neuen Sprecher*innengremiums auf der 

Tagesordnung stehen.  

 

Der genaue Konferenzablauf ist nachzulesen auf der Einladung zur diesjährigen Landeskonferenz, die 

Ihr auf unserer Internetseite findet. Wir freuen uns auf Eure zahlreichen Anmeldungen. 

 

Gerne könnt Ihr eine Einladung zum thematischen ersten Konferenztag in Euren Netzwerken teilen 

und einladen. 

  

Liebe Kolleg*innen, 

denkt bitte über eine eigene Kandidatur als zukünftige Sprecher*in nach, denn es wurde angezeigt, 

dass zumindest eine bisherige Sprecherin aus dem Gremium ausscheiden möchte, da sie sich 

nunmehr anderen Aufgaben für die LAG widmen wird. Ermuntern möchten wir besonders junge 

Kolleg*innen über eine solche Aufgabe nachzudenken. Wir freuen uns auf Eure Bewerbungen.  

 

Nähere Informationen sowie der Link zur Anmeldung sind zu finden auf unserer Internetseite unter:  

https://gleichstellungsbeauftragte-sachsen.de/veranstaltung/landeskonferenz-der-kommunalen-

gleichstellungsbeauftragten-sachsens-in-plauen/  

 

Save the Date - Fachtag „K.O.-Tropfen & Chemische Unterwerfung“ 

 

Zeit: 23.09.2026 von 9 bis 13 Uhr 

Ort: online 

Veranstalter*in: Landesarbeitsgemeinschaft Sexualisierte Gewalt – Prävention und Intervention in 

Sachsen e.V.  

 

Zielgruppe: Fachberater*innen, Polizei, Justitz 

  

Mit Vorträgen zu folgenden Schwerpunkten:  

• Fakten: Stoffe, Wirkung, Nachweisbarkeit 

• Risiken 

• Prävention & Hilfe 

https://gleichstellungsbeauftragte-sachsen.de/veranstaltung/landeskonferenz-der-kommunalen-gleichstellungsbeauftragten-sachsens-in-plauen/
https://gleichstellungsbeauftragte-sachsen.de/veranstaltung/landeskonferenz-der-kommunalen-gleichstellungsbeauftragten-sachsens-in-plauen/


14 
 

• Therapeutische Bearbeitung  

• Gesellschaftliche Einordnung 

 

Das Programm und weitere Informationen folgen in den kommenden Wochen. Weitere Informationen 

auch zu Anmeldung und Referent*innen unter: Online Fachtag 2026 

 

 

„WenDo. Stark. Klar. Selbstbestimmt.“ - Seminar 

 
Zeit: 15. und 16. September 2026 von 9:30 bis 16:00 Uhr 
Ort: Vereinshaus Eula in Borna,  

 

Veranstalter: Landesfachstelle MINTA*-Arbeit und geschlechterreflektierende Bildung Sachsen 

der LAG Mädchen* und junge Frauen* in Sachsen e.V. 

 

Die Seminartage umfassen die Themenbausteine niedrigschwellige Methoden der Selbstbehauptung, 

Arbeit mit Grenzen, sexualisierte Gewalt und Selbstwertarbeit. Dazu nutzen wir Methoden aus 

WenDo, Biographiearbeit sowie Gestaltcoaching. 

Das Seminar richtet sich an Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe sowie Multiplikator*innen 

 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 180 Euro / für Mitglieder 160 Euro.  

Soli-Teilnahme benötigt? Sprecht uns an! 

Anmeldeschluss ist der 04.09.2026 

Anmeldung über: WenDo für Fachkräfte 

 

 

 

2. Vernetzungstreffen – „Wer gestaltet Sachsen – 

Chancengleichheit für Frauen und Männer“ 

 
Zeit: 28. August 2026, 16:30 Uhr – 20:00 Uhr 

Ort: Veranstaltungsraum „IdeenReich“ der Universitätsbibliothek der TU Chemnitz (Alte 

Aktienspinnerei), Straße der Nationen 33, 09111 Chemnitz 

Veranstalter: Landeszentrale für politische Bildung, Projekt „Kontrovers vor Ort“  

 

Haben Frauen und Männer in Sachsen die gleichen Chancen? Wie gerecht ist die Verteilung von 

Macht und Teilhabe? Was wünschen Sie sich für die Zukunft, und wie können wir gemeinsam aktiv 

werden? Diese und weitere Fragen sollen im Rahmen des 2. Vernetzungstreffens gemeinsam mit 

den Teilnehmenden diskutiert werden.  

 

Einen Rückblick auf die Auftaktveranstaltung Frauen.Gestalten.Sachsen im September 2025 sowie 

alle weiteren Informationen zur kommenden Veranstaltung und zur Anmeldung unter: Stark, sichtbar, 

vernetzt: Frauen gestalten Politik, Wirtschaft und Gesellschaft  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.sgpi-sachsen.de/veranstaltungen/online-fachtag-2026
https://eveeno.com/borna
https://www.slpb.de/blog/stark-sichtbar-vernetzt-frauen-gestalten-politik-wirtschaft-und-gesellschaft
https://www.slpb.de/blog/stark-sichtbar-vernetzt-frauen-gestalten-politik-wirtschaft-und-gesellschaft
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Tipps 
 

LESENSWERT 
 

Sally Lisa Starken “Zu Besuch am rechten Rand. Warum Menschen AfD wählen“  
 

 
 

Die AfD: Eine Partei, die vom Verfassungsschutz in Teilen als gesichert rechtsextrem eingestuft wird 

und gleichzeitig Zustrom von vielen Wähler*innen erhält. Warum wählen Menschen AfD? Aber auch, 

wie können die Menschen, die sich von ihr angesprochen fühlen, wieder erreicht werden? Es sei 

dringend notwendig, mit ihnen zu sprechen, und nicht nur über sie, sagt die Autorin Sally Lisa Starken. 

Das hat sie getan und gibt mit ihrem Buch Einblick in Studien und Wissenschaft, um dann vor Ort mit 

Menschen ins Gespräch zu kommen und sie selbst zu Wort kommen zu lassen. Dabei blickt sie auch 

immer wieder besonders auf Frauen. Als Wählerinnen, als Politikerinnen, auf die Themen der AfD und 

wie sie Frauen ansprechen. Zum Schluss teilt sie ihre Erkenntnisse mit und stell t ihre Fragen sowie 

einen Handlungsleitfaden vor um miteinander ins Gespräch zu kommen. Ein lesenswertes Buch!  

 

 

„Ich bin viele! – Neue ungehaltene Reden ungehaltener Frauen“  

 

 
 

Vor über 40 Jahren erschien eine Sammlung ungehaltener Reden. Die Schriftstellerin Christine 

Brückner veröffentlichte unter dem Titel „Wenn du geredet hättest, Desdemona – ungehaltene Reden 

ungehaltener Frauen“ Monologe berühmter Frauen. Seit 2021 können Autorinnen im Rahmen des 

Projektes „Ungehaltene Reden Ungehaltener Frauen“ ihre eigenen Texte einreichen, die dann 

ausgewählt veröffentlicht werden. Im dritten Band „Ich bin viele! Neue ungehaltene Reden 

ungehaltener Frauen“ geht es u.a. um Pubertät, Prostitution, Missbrauch und das Leben mit Kindern, 
die nicht der Norm entsprechen. Immer wieder wird deutlich: das Private ist politisch. Die Autorinnen 
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machen vor allem Ungerechtigkeit und Ohnmacht sichtbar. Das Buch lädt zu Großzügigkeit ein, wenn 

der Text nicht der eigenen Meinung entspricht, und fordert zu einer Gegenrede auf. Mit dem Titel 

„Neue ungehaltene Reden ungehaltener Frauen“ ist bereits der v ierte Band im Fischer Verlag 

erschienen.  

 

 

Vera Zieschke „Pina fällt aus“ 
 

 

Als Pina mitten auf der Straßenkreuzung zusammenbricht, hat sie nur einen Gedanken: Wer kümmert 

sich jetzt um Leo? Ihr Sohn ist zwanzig Jahre alt und lebt in seiner eigenen Welt, die außer ihm nur 

Pina kennt. Morgens verlässt er das Bett erst, wenn eine grüne Blase in seiner Lavalampe aufsteigt. 

Wenn er Treppen geht, dann in seinem eigenen Rhythmus: immer zwei Schritte vor und einen Schritt 

zurück. 

Die übrigen Hausbewohner verstehen den merkwürdigen Jungen nicht. Die sechzehnjährige 

Schulabbrecherin Zola, der resignierte Einsiedler Wojtek und die lebensmüde Seniorin Inge haben mit 

sich selbst schon genug zu tun. Doch jetzt liegt Pina auf der Intensivstation und Leo ist zum ersten 

Mal allein in der Wohnung. Die Nachbarn sind in Schockstarre. Sie können doch wohl nicht zuständig 

sein! Aber Leo braucht sie. Während diese ungewöhnliche Truppe durch einen völlig neuen Alltag 

stolpert, realisiert jeder Einzelne von ihnen: Sie brauchen Leo auch.  

 

 

 SEHENSWERT  

 
Schwesterherz 

 

 
 

Rose (Marie Bloching) steht vor den Scherben einer Zerbrochenen Beziehung und will jetzt nur noch 

eins: raus. Also zieht sie zu ihrem Bruder Sam (Anton Weil) nach Berlin. Doch zur Ruhe kommt Rose 

dort auch nicht. Denn als Sam der Vergewaltigung beschuldigt wird, gerät sie umgehend zwischen die 

Fronten. Einerseits will sie ihrem Bruder glauben, ihm Vertrauen. Andererseits wird genau das 
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zunehmend schwer. Dort, in Sams Wohnung, in der Rose ihr eigenes Leben neu beginnen wollte, 

brodelt nun ein unausweichlicher Konflikt, dem die beiden einfach nicht aus dem Weg gehen können. 

Die Frage ist, ob das familiäre Band die schlimmste aller möglichen Wahrheiten überstehen kann. 

 

Smalltown Girl 
 

 
 

In ihrer Lieblingsbar ist die junge Schneiderin Nore (Dana Herfurth) vor allem für ihre wilden 

Outfits bekannt - und dafür, dass viele Männer ins Bett gehen. Als sie bei Jonna (Luna 

Jordan) einzieht, lässt ihr Lifestyle Spuren im gemeinsamen WG -Leben zurück: Alkohol, 

Kippen und sehr viel Herrenbesuch, der schwesterlich wird geteilt. Doch als Nore im Strudel 

ihrer Dauer-Party-Utopie unterzugehen droht, beginnt Jonna, die Gründe für das Verhalten 

ihrer Freundin zu untersuchen. Hand in Hand unternehmen die bei den Frauen eine Reise in 

unsere Vergangenheit und versuchen so, einen neuen, gemeinsamen Weg in die Zukunft zu 

finden. 

 

 

Hörenswert 
 

Frauen von damals 

 

 

Historikerin Bianca Walther erzählt Geschichten von Frauen, die Grenzen überschritten, mit neuen 

Lebensmodellen experimentierten und sich Freiräume nahmen – oft jenseits der heterosexuellen 

Norm. 

Dem Podcast gibt es nun auch als Buchform: “ Die Vorkämpferinnen. Wie aus vielen Frauen eine 

Bewegung wurde”. 

 

  



18 
 

Last but not Least 
 

 

Was Autokraten und Gewalttäter gemeinsam haben  

 
Autokraten und gewalttätige Partner zeigen ähnliche Verhaltensmuster. Beide wollen Kontrolle über 
andere ausüben und Widerstand unterdrücken.  
US-Präsident Donald Trump ist ein verurteilter Sexualstraftäter. Er regiert zunehmend autokratisch. 
Innen- und außenpolitisch droht er oft mit Gewalt. Dieses Verhalten ist typisch für Autokraten, aber 
auch für gewalttätige Partner von Frauen. Es geben weitere Parallelen, sagte Rachel Louise Snyder 

kürzlich in einem Podcast der New York Times. Die US-Medienwissenschaftlerin publiziert seit Jahren 
über Gewalt von Männern gegenüber ihren (Ex-)Partnerinnen. Sie sprach mit der Journalistin Masha 
Gessen, die in Russland aufgewachsen ist und über Autokratien schreibt.  
 
Gessen sieht u. a. folgende Parallelen:  

Sowohl Gewalttäter als auch Autokraten fürchten Kontrollverlust. Um ihre Macht zu sichern und 

Widerspruch zu unterdrücken, setzen sie Gewalt ein oder drohen damit.  

Autokraten und Gewalttäter erzeugen durch Drohungen einen Zustand ständiger Angst. Betroffene 

passen sich an, zensieren sich selbst und verlieren damit Handlungsspielraum. Ähnlich wie Frauen, 

die Opfer häuslicher Gewalt sind, stehen auch Bürgerinnen und Bürger in autoritären Systemen vor 

erheblichen emotionalen, bürokratischen und finanziellen Hürden, wenn sie weggehen wollen.  

Gewalttäter isolieren ihre Partnerinne oft gezielt vom sozialen Umfeld, beispielsweise von der Familie. 

Autokraten beschneiden die Medienfreiheit, schwächen zivilgesellschaftliche Strukturen wie NGOs 

und erschweren den freien Informationsfluss. Ziel ist in beiden Fällen, die Wahrnehmung der Realität 

zu manipulieren und damit Kontrolle zu festigen.  

Weitere Informationen und zum Text insgesamt unter: Was Autokraten und Gewalttäter gemeinsam 

haben - FrauenSicht  
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